vierteljährlich 2 Goldmark. 


185 
Das Blatt erſcheint nach Be⸗ + + + Zu beziehen durch alle Boft« 
darf, im allgemeinen monat⸗ anſtalten und durch die 
lich zweimal, zum Preiſe von = Expedition des Blattes 
Berlin W8, Mauerſtraße 44. 

der 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Der Bezugspreis für das Vierteljahr Juli September beträgt 2 Goldmark freibleibend. P 


Ur. 14. Berlin, Montag, den 20. Juli 1925. 25. Jahrgang. 


Deutſche beſucht die Bäder des beſetzlen Gebietes 


Inhalt: 
I. Perſönliche Angelegenheiten: S. 185. Ak , à i S 

III. Önmvelsangelegenheiten: 1. Gandelavertehr: Vorläufige Anweiſung an die Regierungspräſidenten, 
den Polizeipräfidenten zu Berlin, ſowie die Induſtrie und Handelslammern zur Durchführung des 
Geſeßes über Dopot⸗ und Depoſitengeſchäfte vom 26. Juni 1925 (Reichsgeſetzbl I S. 89). S. 186. — 
2. Schiffahrts angelegenheiten: Erl. d. M. f. H. vom 8. Juli 1925 Nr. Va 7201, betr. Abänderung 
der Vorſchriften über die Zulaſſung (Patentierung) als Elbſchiffer. S. 188. Erl d. M. f. H. vom 
29. Juni 1925 Nr. Va 6748, betr. Beſetzung der Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und Schiffsoffizieren. 
S. 188. Erl. d. M. f. H. vom 1. Juli 1925 Nr. Va 6913, betr. Seefahrtsbücher. S. 189. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Gewerbliche Anlagen: Erl. d. M. f. H. vom 8. Juli 1925 
Nr. III 6091, betr. Azethlenverordnung. S. 189. — 2. Wandergewerbe und Märkte: Vordrucke 
für Wandergewerbeſcheine. S. 191. — 3. Verkehrs angelegenheiten: Erl. d. M. f. H. vom 8. Juli 1925 
Nr. Vb 6. 15. 1514, betr. Überwachung und Prüfung von Brücken der Kleinbahnen und Privat- 
anſchlußbahnen. S. 191. d À e i 

V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Erl. d. M.f. H. vom 
1. Juli 1925 Nr. IV 5881, betr. Beſoldungsverhältniſſe der Lehrkräfte au den Unterrichtsauſtalten 
für die ſchulentlaſſene weibliche Jugend mit freiwilligem Schulbeſuch (Haushaltungs-, Gewerbe⸗ 
ſchulen uſw.). S. 191. — 2. Berufsſchulen: Erl. d. M. f. H. vom 8. Juli 1925 Nr. IV 8856, 
betr. öffentliche Haushaltungsſchulen. S. 191. 

VI. Nichtamtliches: Bücherſchau. S. 192. 


J. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der Gewerberat Bollmeyer in Emden iſt Gewerbeaufſichtsamts dortſelbſt beauftragt 
zum 1. Juli d. J. nach Aurich verſetzt worden. worden. z 


Der Gewerbeaſſeſſor Nagel in Magdeburg . Der Gewerbeaſſeſſor Pannek in Beuthen 
iſt zum 1. Juli SE Emden SESCH un iſt zum Gewerberat ernannt worden. 
mit der Verwaltung des Gewerbeaufſichts— f 7A 4 
Die Gewerbereferendare Schönhardt, 
amts dortſelbſt beauftragt worden. E nd Dag ſch aus Benin find an OE 


Der Gewerbeaſſeſſor Mager in Dort- werbeaſſeſſoren ernannt und den Gewerbe- 
mund ift zum 1. Auguft d. J. nach Bocholt aufſichtsämtern Dortmund, Magdeburg lll und 
verſetzt und mit der Verwaltung des Caſſel als Hilfsarbeiter überwieſen worden. 


III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handels verkehr. 


Vorläufige Anweiſung an die Regierungspräſidenten, den Polizeipräſidenten zu Berlin, 
ſowie die Induſtrie⸗ und Handelskammern zur Durchführung des Geſetzes über Depot: und 
Depoſitengeſchäfte vom 26. Juni 1925 (Reichsgeſetzbl.! S. 89). 

Zur Durchführung des Geſetzes über Depot- und Depoſitengeſchäfte vom 26. Juni 1925 
— RGBL Teil I S. 89 — wird folgendes beſtimmt: 


1. Zu 8 4 Abſ. 2 Nr. 1. 
Zweigniederlaſſungen von Depoſitenbanken, die als Aktiengeſellſchaft, Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien oder Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung betrieben werden, ſind 
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zum Betriebe von Depot⸗ und Depoſitengeſchäften gemäß § 4 Abf. 2 Nr. 1 des Geſetzes ohne 
weiteres berechtigt, wenn die Hauptniederlaſſung beim Inkrafttreten des Geſetzes, d. h. am 
1. Juli 1925 bereits nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen dazu berechtigt war. 

Soweit Depoſitenbanken zum geſchäftsmäßigen Betriebe von Depot- und Depoſiten⸗ 
geſchäften auf Grund des § 10 des Kapitalfluchtgeſetzes bei Erfüllung beſtimmter Auflagen 
oder Bedingungen zugelaſſen waren, bleibt die Berechtigung auch weiter von deren Erfüllung 
abhängig. Eine Anderung oder Aufhebung der Auflagen oder Bedingungen behalte ich 


mir vor. 
2. Zu $4 Abſ. 2 Nr. 2 hs. 


Für die Entſcheidung über Anträge auf Gleichſtellung mit den nach § 4 Abſ. 2 Nr. 2 
Abſ. 1 des Geſetzes zum Betriebe von Depot- und Depoſitengeſchäften berechtigten Perſonen 
bin ich zuſtändig. Der Autrag iſt durch die Hand des Regierungspräſidenten, in deſſen 
Bezirk das Unternehmen als Depoſitenbank betrieben werden ſoll, an mich zu richten. In 
dem Antrag iſt insbeſondere anzugeben, in welchen kaufmänniſchen Betrieben ſich der 
Antragſteller die für die Leitung einer Depoſitenbank erforderlichen Kenntniſſe und Fähig⸗ 
keiten angeeignet hat. Um prüfen zu können, ob die Verſagung eine unbillige Härte ſein 
würde, ſind weiterhin die Tatſachen darzulegen, die die Gleichſtellung gerechtfertigt 
erſcheinen laſſen. i 

Der Regierungspräſident hat die zuſtändige Induftrie- und Handelskammer zu dem 


Antrag zu hören. 
3. Zu 8 4 Abſ. 2 Nr. 3. 

Für die Entſcheidung über Anträge nach 8 4 Abſ. 2 Nr. 3 des Geſetzes bin ich 
zuſtändig. Der Antrag iſt durch die Hand des Regierungspräſidenten, in deſſen Bezirk 
das Unternehmen ſeinen Sitz hat, oder in deſſen Bezirk die Zweigniederlaſſung betrieben 
wird, an mich zu richten. In dem Antrage iſt insbeſondere anzugeben, welche Mittel dem 
Unternehmen im Inlande zur Verfügung ſtehen, und, wenn es ſich um eine Zweignieder⸗ 
laſſung handelt, ob das Unternehmen ſelbſt zum Betriebe von Depot⸗ und Depoſiten⸗ 
geſchäften berechtigt iſt. Es ſind beizufügen: die letzte Jahresbilanz mit Geſchäftsbericht, 
ein Verzeichnis der Mitglieder des Vorſtandes, bzw. der perſönlich haftenden Geſellſchafter 
und des Aufſichtsrates und gegebenenfalls eine Erklärung darüber, in weſſen Händen ſich 
Aktienpakete befinden. Weiterhin ſind die erforderlichen Unterlagen beizufügen und Angaben 
zu machen, aus denen ſich ergibt, daß die Vorausſetzungen des § 5 Ziff. 2 und 3 vorliegen. 

Der Regierungspräſident hat die zuſtändige Induſtrie⸗ und Handelskammer zu dem 


Antrag zu hören. 
4. Zu $ 4 Abſ. 2 Nr. 4. 


Die Depoſitenannahme von Nichtmitgliedern durch Genoſſenſchaften gilt nicht als 
ein Geſchäftsbetrieb, der über den Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht. 


5. Zu § 4 Abſ. 2 Nr. 5. 
Für die Entſcheidung über Anträge auf Grund von § 4 Nr. 5 iſt der Miniſter des 
Innern zuſtändig. Auf dieſe Bankunternehmungen findet die vorläufige Anweiſung keine 


Anwendung. 
6. Zu 8 6 Abſ. 1. 

Die im § 6 Abſ. 1 des Geſetzes vorgeſchriebene Anzeige über den Beginn eines 
Geſchäftsbetriebs, in dem Depot⸗ oder Depoſitengeſchäfte geſchäftsmäßig betrieben werden, 
iſt dem Regierungspräſidenten, in deſſen Bezirk das Unternehmen ſeinen Sitz hat oder die 
Zweigniederlaſſung betrieben wird, zu erſtatten. Die Anzeige hat auch dann zu erfolgen, 
wenn der geſchäftsmäßige Betrieb von Depot- und Depoſitengeſchäften auf Grund einer 
ausdrücklichen Zulaſſung gemäß § 4 Abſ. 2 Nr. 2 Abſ. 2 oder § 4 Abſ. 2 Nr. 3 oder 
5 7 Abſ. 6 des Geſetzes begonnen wird. 


7, Zu ö O D 2 
Für die Entſcheidung darüber, ob in den Fällen des § 4 Abſ. 2 Nr. 1, 2, 4 des 
Geſetzes die Vorausſetzungen für die Berechtigung zum Betrieb von Depote und Depo⸗ 
ſitengeſchäften vorliegen, iſt der Regierungspräſident zuſtändig, in deſſen Bezirk das Unter⸗ 
uehmen ſeinen Sitz hat. 
eee ee LEE DOE CR 


l Die im § 6 Abſ. 3 des Geſetzes den Depoſitenbanken vorgeſchriebenen Anzeigen über 
Anderungen in der Perſon der Inhaber, perſönlich haftenden Geſellſchafter oder Vorſtands⸗ 
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mitglieder ſowie die Einſtellung des geſchäftsmäßigen Betriebes von Depot- und Depofiten- 
geſchäften find dem Negierungspräftdenten, in deffen Bezirk das Unternehmen feinen Sitz 
hat, zu erſtatten. Depoſitenbanken haben ferner Anderungen in der Perſon der Leiter 
ihrer Zweigniederlaſſungen, die Depot⸗ und Depoſitengeſchäfte geſchäftsmäßig betreiben, 
ſowie die Einſtellung des Betriebes bei einer Zweigniederlaſſung dem Regierungspräſidenten, 
in deſſen Bezirk die Zweigniederlaſſung betrieben wird, anzuzeigen. 


I 3037 DEE 
Die rechtskräftige Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen einer Depo— 
ſitenbank hat der Konkursverwalter, die rechtskräftige Abweiſung eines Antrages auf 
Eröffnung des Konkursverfahrens gemäß § 107 der Konkursordnung hat das Unternehmen 
ſelbſt dem Regierungspräſidenten, in deffen Bezirk es feinen Sitz hat, ſowie den Regierungs- 
präſidenten, in deren Bezirk bei einer Zweigniederlaſſung Depote oder Depoſitengeſchäfte 
betrieben werden, anzuzeigen. 
10. Zu 8 7 Abſ. 2. 


Zuſtändig, Anträge auf Entziehung des Depoſitenrechts zu ſtellen, iſt diejenige Stelle, 
die für die Zulaſſung nach Nr. 2, 3 oder für die Entſcheidung über das Vorliegen der 
Vorausſetzungen für die Berechtigung nach Nr. 7 dieſes Erlaſſes zuſtändig iſt. Soweit 
hiernach der Regierungspräſident die Entziehung des Depoſitenbankrechtes beantragen kann, 
ſind die Anträge durch meine Vermittlung beim Reichswirtſchaftsgericht zu ſtellen. 


11. EES 

Die für die Abwicklung der laufenden Geſchäfte im Falle des Erlöſchens oder der Ent⸗ 
ziehung des Depoſitenbankrechts erforderlichen Anordnungen trifft der Regierungspräſident, 
in deſſen Bezirk das Bankunternehmen ſeinen Sitz hat, oder die Zweigniederlaſſung, deren 
Berechtigung erloſchen oder entzogen iſt, betrieben wird. Vor Erlaß der Anordnung iſt 
die zuſtändige Induſtrie⸗ und Handelskammer, bei eingetragenen Genoſſenſchaften auher- 
dem der Reviſionsverband zu hören. Für die Abwicklung der laufenden Geſchäfte iſt eine 
Friſt feſtzuſetzen, die in der Regel einen Monat nicht überſchreiten ſoll. 

Wenn das Depoſitenbankrecht durch rechtskräftige Eröffnung des Konkursverfahrens 
erloſchen iſt, ſind Anordnungen für die Abwicklung der laufenden Geſchäfte nicht zu treffen. 


J 12. Zu 8 7 Abſ. 6. 
Albͤůer Anträge auf Wiederzulaſſung als Depoſitenbank entſcheidet diejenige Stelle, die 
für die Zulaſſung nach Nr. 2, 3 oder für die Entſcheidung über das Vorliegen der Vor⸗ 
ausſetzungen für die Berechtigung nach Nr. 7 dieſes Erlaſſes zuſtändig iſt. Auf das Ver⸗ 
fahren der Wiederzulaſſung finden die Vorſchriften der Nr. 2, 3 dieſes Erlaſſes über die 
Zulaſſung entſprechende Anwendung. 

Beantragt eine eingetragene Genoſſenſchaft ihre Wiederzulaſſung, ſo iſt zu dem An— 
trage außer der Induſtrie- und Handelskammer auch der Reviſionsverband zu hören. 


13. Zu 89. 
| Ordnungsſtrafen zur Erzwingung der im § 6 Abſ. 1, 3 des Geſetzes vorgeſchriebenen 
Anzeigen werden von der Stelle verhängt, an welche die Anzeige zu richten iſt. 


14. Die in den vorhergehenden Beſtimmungen vorgeſehenen Entſcheidungen der Ver- 
waltungsbehörden ergehen ohne Angabe von Gründen. 


0 15. Soweit nach den Vorſchriften dieſes Erlaſſes der Regierungspräſident zuſtändig 
iſt, tritt in Berlin an ſeine Stelle der Polizeipräſident. 


16. Der Erlaß endgültiger Ausführungsbeſtimmungen bleibt vorbehalten. 
Berlin, den 11. Juli 1925. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


J. V.: Dönhoff. 
IIb 7448. 
IV 10261. 
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2. SchiffahrtSangelegenbeiten. 
Erl. d. M. f. H. vom 8. Juli 1925 Nr. Va 7201, betr. Abänderung der Vorſchriften 
über die Zulaſſung (Patentierung) als Elbſchiffer. 

Die zur Ausführung der Beſtimmungen im 8 12 der Elbſchiffahrts⸗Additionalakte 
vom 13. April 1844 (Geſetzſamml. S. 461) über die Zulaſſung (Patentierung) der Elbſchiffer 
erlaſſenen Vorſchriften vom 27. Dezember 1890, 21. Februar 1920, 31. Juli 1922, 
30. Januar 1923, 16. April 1923, 30. Auguſt 1923 und 23. Februar 1924 werden, wie 
folgt, abgeändert: e 

1 


§ 12 der Vorſchriften vom 27. Dezember 1890 erhält folgende Faſſung: 
„Die Gebühren betragen für jede Schifferprüfung und für jede Ergänzungs⸗ 
prüfung ſechs Reichsmark und müſſen vor Beginn der Prüfung an den Vorſitzenden 
der Prüfungskommiſſion eingezahlt werden. 


82. 
Borftehende Beſtimmung tritt am 1. Auguſt 1925 in Kraft. 


J. A.: Gohlke⸗ 


Erl. d. M. f. H. vom 29. Juni 1925 Nr. Va 6743, betr. Beſetzung der Kauffahrteiſchiffe 
mit Kapitänen und Schiffsoffizieren. 
Anbei werden Abdrucke der Verordnung zur Anderung der Verordnung, betreffend 
die Beſetzung der Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und Schiffs offizieren vom 22. Juni 1925 
zur weiteren Veranlaſſung überſandt. 
Weitere Abdrucke ſind nicht vorhanden. 


lt ee ee, 


An den Herrn Oberpräſidenten (Waſſerbaudirektion) in Stettin, und die Herren Regierungs- 
präſidenten in Königsberg, Marienwerder, Schleswig, Lüneburg, Stade, Osnabrück, 
Aurich, Düſſeldorf und Köln. 


Anlage. 


Verordnung zur Anderung der Verordnung, betreffend die Beſetzung der 
Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und Schiffsoffizieren. 
Vom 22. Juni 1925 
Auf Grund des § 4 der Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 (Reichsgeſetzbl. S. 175) 
wird nach Zuſtimmung des Reichsrats hiermit verordnet: 


Artifer I. 


Der § 12a der Verordnung, betreffend die Beſetzung der Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen 
und Schiffsoffizieren, vom 16. Juni 1903 (Reichsgeſetzbl. S. 247) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 7. Januar 1909 (Reichsgeſetzbl. S. 247), vom 21. Mai 1909 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 445) und vom 3. Juni 1910 (Reichsgeſetzbl. S. 865) erhält folgende Faſſung: 

$ 12a. Die Vorſchriften über die Beſetzung mit Maſchiniſten beziehen fich auf alle 
Schiffe, die durch Dampfmaſchinen jeder Stärke oder durch Motoren von mehr als 200 PS 
fortbewegt werden. 

Artikel II. 


Die Verordnung tritt am 1. Juli 1925 in Kraft. 
Berlin, den 22. Juni 1925. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter. 


gez. Neuhaus. 
IIS Nr 4584. 


a 


Erl. d. M. f. H. vom 1. Juli 1925 Nr. Va 6913, betr. Seefahrtsbücher. 


Anbei wird ein Abdruck der Verordnung vom 23. Juni 1925 über die Einrichtung 
und den Preis des Seefahrtsbuches zur Beachtung überſandt. 

Die Verordnung wird im Reichsminiſterialblatte, im Reichsanzeiger und im Miniſterial⸗ 
blatte der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung veröffentlicht werden. 


J. A.: Blank. 


An den Herrn Oberpräſidenten (Waſſerbaudirektion) Stettin und die Herren Regierungs- 
präſidenten in Königsberg, Marienwerder, Schleswig, Lüneburg, Stade, Osnabrück, 
Aurich, Düſſeldorf und Köln. 


Anlage. 


Verordnung, betreffend die Einrichtung und den Preis des Seefahrtsbuchs. 
Vom 23. Juni 1925. 
Auf Grund des § 11 Abſ. 1 der Seemannsordnung vom 2. Juni 1902 (Reichsgeſetzbl. 
S. 175) wird nach Zuſtimmung des Reichsrats hiermit verordnet: 


Neu auszuſtellende Seefahrtsbücher müſſen zu ihrer Gültigkeit vom 1. Auguſt 1925 
ab auf der Rückſeite des Titelblatts mit einem durch Metallſchlagſtempel befeſtigten Licht- 
bild des Inhabers verſehen ſein. Vom 1. Auguſt 1927 ab müſſen alle Seefahrtsbücher 
zu ihrer Gültigkeit mit einem mit Metallſchlagſtempel befeſtigten Lichtbild des Inhabers 
verſehen ſein. Die Gültigkeit des Lichtbildes erliſcht nach Ablauf von zehn Jahren nach 
der Ausſtellung. 

Der Preis für ein Erſatzſeefahrtsbuch wird auf fünf Reichsmark feſtgeſetzt, es ſei denn, 
daß ein unverſchuldeter Verluſt durch Schiffbruch, Feuer oder ein ähnliches Ereignis nach— 
gewieſen wird, oder daß es ſich um Erſatz eines unbrauchbar gewordenen alten Seefahrts— 
Ba handelt. In dieſem Falle iſt nur der gewöhnliche Preis eines Seefahrtsbuchs zu 

ezahlen. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Auguſt 1925 in Kraft. 


Berlin, den 23. Juni 1925. 


Der Reichs wirtſchaftsminiſter. 
gez.: Neu haus. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Erl. d. M. f. H. vom 8. Juli 1925 Nr. III 6091, betr. Azetylenverordnung. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 11. November 1924 (HM Bl. S. 273). 
Der Deutſche Azetylenausſchuß hat auf Grund des § 20 der Azetylenverordnung die 
im § 26 Abſ. UL der Verordnung vorgeſehene Übergangsfriſt für die in nachſtehender 
Überſicht aufgeführten Azetylenentwickler mit Zubehör, die nach der alten Verordnung her⸗ 
geſtellt und abgeſtempelt find, über den 30. Juni d. Is. hinaus bis zum Verkauf der 
Apparate verlängert. 

Ich erſuche, die Ortspolizeibehörden hiervon in geeigneter Weiſe in Kenntnis zu 
ſetzen. Für die Gewerbeaufſichtsbeamten find Abdrucke in der erforderlichen Anzahl bei- 
gefügt. Die Dampfkeſſelüberwachungsvereine werden beſonders benachrichtigt. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
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Herſtellende 
oder 
liefernde Firma 


Art des Apparate 
n nummer nummer 


Typen⸗ | Fabrik⸗ 


Continental⸗Licht⸗ und [Novafix, Berdrän- | J 85, A 71 5142, 5162 
Apparatebau - Gef. gungsſyſtem e z 5167, 5189 
Frankfurt a. M. 

= Nova Nr. 272 J 74, A 60 2094, 2098 


Bemerkungen 


z z = 278 z e 1912, 2021 
2077, 2084 
— 2274 — = | 927, 1945 
2005, 2140 
e 275 e = 1967 
Carl Dietlein, Apparat für tech: | J 40, A 19 3413 fie 2 kg⸗ „Füllung) 
Maſchinenfabrik, niſche Zwecke und A 27 3527, 3683 4 e ) 
Magdeburg. 3686, 3689 
3506 (ui 
3424 ul) 
3512 S 10 z 2 
Peter Görres, Fabrik Automat, Einfall- | J 20 1340-1343 Die S kg: Bitung) 
für Armaturen- und apparat A 9 1405, 1406 (© ) 
Apparatebau, Frank⸗ J 20 1435—1487 (= E 5 ) 
furt a. M.⸗Oberrad 
Chemiſche Fabrik Modell Gries: | J 92, 4A 79 17 St. (für 2 kg Füllung) 
Griesheim - Elektron, heim, Verdrän⸗ 
Griesheimer Auto— gungsſyſtem 
gen⸗Verkaufs⸗Geſ. m.] desgl. Subla- | J77, A 634 2 - (= 4 e ) 
b. H., Frankfurt a. M. denſyſtem A 63 17 66 : ) 
A 63 2 6 10 ) 
Modell 8 1—5 J 56, A444 2 ER 5 ) 
Schubladen- 1 * (= 4 z ) 
ſyſtem 9 8 r ) 
2 H ( a 10 E ) 
Modell SWK J56, A 44] 1 St. (für 4 kg-Füllung) 


(Schubladen⸗ 

apparat, Her⸗ 
ſteller: Shir- 
meper, Erfurt) 

Beagidapparat 
870%/ V, 890 / VI 29, A 34| 20 - 
(Herſteller: Dr. D: 
Alex. Wacker) 

Doag, R 2, R 4, J 23, 4A 13 1 
R 5 (Einwurf⸗ Se Er 
foftem) (Her⸗ 2 
ſteller: Autogen⸗ 
werk Rhöna) 


See ees 


won 


Wilhelm Heinzke, Perfekt J 62 184—195 


Breslau 6 


(für 4 kg⸗Füllung) 


Herſtellende 
oder 
liefernde Firma 


Art des Apparates 


Typen⸗ Fabrik⸗ 
nummer nummer 


| Bemerkungen 


Dr. Gotthold Gen: Modell D (Uber | J 30, K 12 10 077, 10229 | Im Lager von: 


ning, Autogen⸗ ſchwemmungs⸗ 10 234, 10 213] Max Raſche, 
ſchweißapparate⸗Fa⸗ ſyſtem) (Her⸗ 10 254, 10270 | Dresden l 
brif, Leipzig⸗A. ſteller: Pit- 10243, 10281 | O. Zöllner, Trier 
linſki, Lucken⸗ 10 275 
walde) 10 192, 10 163 | ArthurpPötzſche, 
Neudorf i. Erz⸗ 
gebirge 
10 182 Ahrens, Schultz 


Co., Hamburgs 
10 240, 10127 | Gewerbeförde⸗ 


rungsſtelle, 
Dortmund 
10 170 Wilh. A. H. Preis 
Kiel 
Wibbing & Co., Überſchwem⸗ J 68 252 | 
G. m. b. H., Bielefeld mungsſyſtem 


2. Wandergewerbe und Märkte. 
Vordrucke für Wandergewerbeſcheine. 


Nach einer Mitteilung der Reichs druckerei, gelten für die Lagervordrucke für Wander- 
gewerbeſcheine vom 1. Juli d. J. ab folgende Preiſe (für je 100 Stück): 


10, — R. K, 
r 
0 


Papier zu A 70, A 71, A 72 mit Unterdruck 8,50 RM. 
Papier zu A 70, A 71, A 72 ohne Unterdruck 5,20 RM. 


3. Verkehrs angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 8. Juli 1925 Nr. Vb. 6. 15. 1514, betr. Überwachung und 
Prüfung von Brücken der Kleinbahnen und Privatanſchlußbahnen. 


Die Beſtimmungen des Erlaſſes vom 23. Auguft 1924 — Vb. 6. 15. 2550 (SMBl. 
S. 251) — finden auch auf Eiſenbetonbrücken Anwendung. 


J. A.: Schulze. 


An die Reichsbahndirektionen — Kleinbahnauſſicht und Privatbahnaufſicht — (in Preußen⸗ 
Heſſen). 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 

Erl. d. M. f. H. vom 1. Juli 1925 Nr. IV 5831, betr. Beſoldungsverhältniſſe der Lehr⸗ 
kräfte an den Unterrichtsanſtalten für die ſchulentlaſſene weibliche Jugend mit freiwilligem 
Schulbeſuch (Haushaltungs⸗, Gewerbeſchulen uſw.) 

Unter Aufhebung der Erlaſſe vom 27. März und 27. Auguſt 1923 — IV 4516, 11875 
ſowie 15. April 1925 — IV 3977 — beſtimme ich für die vorbezeichneten Lehrkräfte folgendes: 
1. Für die Bemeſſung der Dienſtbezüge und die Anſtellung der Leiterinnen und 
Lehrerinnen finden die für die weiblichen Lehrkräfte an den Berufsſchulen jeweils 


Be NG 

geltenden Beſtimmungen — zur Zeit das Geiverbe- und Handelslehrer⸗Dienſtein⸗ 

kommensgeſetz ſowie die zu deſſen Ausführung erlaſſene Anweiſung und die dazu 

ergangenen ſonſtigen allgemeinen Erlaſſe — ſinngemäße Anwendung. 

2. Die Geſamtzahl der an einer Schule zu ſchaffenden Aufrückungsſtellen für Gewerbe⸗ 
lehrerinnen darf ein Drittel der Geſamtzahl der vorhandenen planmäßigen Stellen 
nicht überſchreiten. 

3. Die Aufrückungsſtellen ſind vom Schulträger mit Zuſtimmung der Schulaufſichts⸗ 
behörde zu verleihen. 

A. Die Kürzung der Grundgehaltsſätze um 10 % unterbleibt, wenn die Anſtellung in 
Gruppe 1 erfolgt und eine Aufrückungsſtelle der Gruppe 2 verliehen worden iſt. 

5. Die Schaffung von Stellen für Stellvertreterinnen der Schulleiterinnen und für 
Fachvorſteherinnen iſt vorläufig nicht zuläſſig, da ſolche an den ſtaatlichen Sach: 
ſchulen noch nicht eingerichtet worden ſind. 

6. Die Schulleiterinnen ſind nur dann in Gruppe 4 einzureihen, wenn 
a) es ſich um eine anerkannte Haushaltungsſchule (Erlaß vom 17. April 1924 — 

IV 3860 — HMBl. S. 139) handelt, 

p) einſchließlich der Leiterin mindeſtens 8 hauptamtliche, d. h. planmäßig ange⸗ 
ſtellte oder auftragsweiſe vollbeſchäftigte Lehrkräfte vorhanden ſind, 

c) die Zahl der von hauptamtlichen Lehrkräften erteilten Unterrichtsſtunden 
mindeſtens zwei Drittel, keinesfalls aber weniger als die Hälfte ſämtlicher 
Unterrichtsſtunden beträgt. 

7. Techniſche Lehrerinnen dürfen nur mit meiner ausdrücklichen Genehmigung beſchäftigt 
werden; fie find nach § 7 Abi. 2 des GDG. zu beſolden. Die planmäßig 
angeſtellten Turnlehrerinnen find nach Gruppe A7 der ſtaatlichen Beſoldungs— 
ordnung zu bezahlen und können eine Aufrückungsſtelle in Gruppe A 8 nach 
denſelben Grundſätzen erhalten wie die an den Polksſchulen der betreffenden 
Schulgemeinde planmäßig angeſtellten techniſchen Lehrerinnen. 


Die Erlaſſe vom 16. Mai und 24. Oktober 1924 — IV 6221. 12044 — DL 
S. 184, 277) bleiben in Kraft. 
Zuſatz für Schleswig: Hierdurch findet der Bericht vom 3. Dezember v. J. 
— IA IV 8979.7 — feine Erledigung. 
J. A.: von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium Abteilung III 
in Berlin-Lichterfelde. 


2. Berufsſchulen. 


Erl. d. M. f. H. vom 7. Juli 1925 Nr. IV 8856, betr. öffentliche Haushaltungsſchulen. 


Nach Benehmen mit dem Herrn Preußiſchen Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten ermächtige ich Sie, den in dem anliegenden Verzeichnis aufgeführten land- 
wirtſchaftlichen Haushaltungsſchulen, die den Richtlinien des Erlaſſes des genannten Herrn 
Miniſters vom 22. Juli 1924 — I 21505 — entſprechen, die unter Ziffer 81 der Beſtimmungen 
über Einrichtung und Lehrplan der öffentlichen Haushaltungsſchulen — Erlaß vom 
17. April 1924 — IV 3860 — MVI. S. 139 — vorgeſehene Berechtigung zu verleihen. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium — Abteilung IH — 
in Berlin⸗Lichterfelde. 
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Verzeichnis 
der den Richtlinien des Erlaſſes des Herrn Miniſters für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten vom 22. Juli 1924 — 121505 — entſprechenden 

landwirtſchaftlichen Haushaltungsſchulen. 


Lio. Ort 


Nr. | Reg.⸗Bez. | 18 8 Ort | Reg.-Bez. 
1. | Wehlau Königsberg 17.] Glücksburg Schleswig 
2.] Wuſterhauſen Potsdam 18.] Hademarſchen z 

a. Doffe 19. | Hameln Hannover 
3.] Rügenwalde Köslin 20. ] Hildesheim Hildesheim 
4.] Bernſtadt Breslau | 21.| Duderſtadt = 
5. | Ebersdorf . | 22. Celle Lüneburg 
6.| Stanowig = | 23.| Thuine Osnabrück 
7. Wartha z 24.| Gut Hange b. Freren z 
8. | Liebenthal Liegnitz 25.] Haſelünne e 
9.| Neuſtädtel z 26. | Horneburg Münſter 

10.] Bolkenhain a 27. | Freckenhorſt .* 

11.| Grottkau Oppeln 28.] Gohfeld Minden 

12.] Beetzendorf Magdeburg 29.] Elſpe Arnsberg 

13.] Nebra Merſeburg | 30.] Guntershauſen Caſſel 

14.] Herzberg = 31. Oberzwehren z 

15. | Wandersleben Erfurt 32. Fritzlar . 

16. | Worbis z 33. | Weilbach Wiesbaden 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
In dem Verlag des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts, Berlin SW 68, 
Lindenſtraße 28, erſcheint in den nächſten Wochen die Veröffentlichung „Beſetzte Gebiete 
Deutſchlands“. Sie behandelt ſämtliche beſetzten deutſchen Gebietsteile, alſo auch die 
bayeriſchen, badiſchen und heſſiſchen, und enthält: w 
1. den Text der Waffenſtillſtandsabkommen, die einfchlägigen Beſtimmungen des 
Verſailler Vertrages über Annexionen und Beſetzungen, ſowie alle Noten und 
Abkommen über Beſetzungen, Räumungen und Abgrenzungen der Beſetzungsgebiete 
im amtlichen Wortlaut, 
2. eine farbige amtliche Karte von den beſetzten Gebieten Deutſchlands, aus der 
Abgrenzung, Art und Dauer der Beſetzung, Sanktionsgebiet, Einflußzone uſw. 
genau erſichtlich ift 1: 600 000, 

3. Angaben über: altbeſetztes Gebiet, getrennt nach 5-, 10- und 15jähriger Beſetzungs⸗ 
zone, Maineinbruchsgebiet, Sanktionsgebiet, Einbruchsgebiet an der Ruhr, in 
Heſſen und Baden mit Flächengrößen und Einwohnerzahlen für 1910 und 1919, 

4. ein vollſtändiges Gemeindeverzeichnis für die Rheinprovinz und den Regierungs- 

bezirk Wiesbaden, 


5. ein alphabetiſches Gemeinde- und Ortsverzeichnis. 
Der Inhalt des Werkes iſt gegliedert nach Ländern, ſtaatlichen (Provinzen, Regierungs⸗ 


bezirken, Kreiſen, Bezirksämtern, Amtsbezirken) und kommunalen Verwaltungsbezirken 
(Bürgermeiſtereien, Amtern, Bürgermeiſterämtern, Notariatsdiſtrikten) und Amtsgerichts⸗ 
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bezirken, deren Namen bei jeder Gemeinde angegeben find. Die Gemeinden find freis- 
weile in der unter 3 bezeichneten Gliederung der Beſetzungsgebiete zuſammengeſtellt. — 
Umfang ungefähr 450 Seiten. Preis 12 RM. Die Karte wird auch einzeln zum Preiſe 
von 1,20 RM abgegeben. 


„Vom werktätigen Leben“, eine Auswahl von Berufsbildern aus der deutſchen 


Literatur, bearbeitet und herausgegeben von Walter Stets. Hermann Paetel Verlag 
G. m. b. H., Neufinkenkrug bei Berlin. 


Carl Heymanns Verlag, Berlin W8. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Berlin WS 


